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Aktueller Nachtrag zur Sicherungsverwahrung
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Verfall und Einziehung

• Kriminalpolitisches Ziel: Gewinn-/Vermögensabschöpfung
– Grundsatz

» "Verbrechen soll sich nicht lohnen"
» Wiederherstellung des Rechts (Kondiktion, 

ungerechtfertigte Bereicherung)
– Besondere Bedeutung im Zusammenhang mit organisierter 

Kriminalität und Terrorismus-Finanzierung (Prävention) 

• Systematische Einordnung: Keine Maßregel, sondern 
Maßnahme eigener Art

– § 11 Abs. 1 Nr. 8
– Eigener Titel im AT des StGB: 3. Abschnitt / 7. Titel

• Rechtscharakter:
– Keine Strafe
– Quasi-kondiktionelle Ausgleichsmaßnahme
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Systematik der §§
 

73 ff.
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Verfall

• Grundnorm: § 73

• Voraussetzungen:
– Rechtswidrige Tat
– "Etwas" erlangt
– Aus der Tat

» Gewinn
» Beute

– Für die Tat
» Täterlohn

• Kein Ermessen

• Keine Verfallsanordnung, soweit dem Verletzten Ansprüche 
zustehen (§ 73 Abs. 1 S. 2)

• Bruttoprinzip eingef. d. Gesetz zur Bekämpfung organisierter 
Kriminalität (OrgKG) 1992
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Umfang und Wirkung des Verfalls

• § 73 Abs. 2 erstreckt Verfall auf die gezogenen Nutzungen und 
ggf. Surrogate

• § 73 Abs. 3 erweitert Anwendung auf Dritte
» Natürliche/juristische Personen
» Auch Gutgläubige!

• § 73a: Ist Verfall nicht möglich, dann Anordnung des Verfalls 
des Wertersatzes (Geldsumme)

• § 73b: Schätzungsbefugnis
• § 73c: Härteklausel
• § 73e: Mit Rechtskraft der Anordnung des Verfalls geht das 

Eigentum an den Staat über
» Wenn das Eigentum dem von der Anordnung Betroffenen zusteht
» Rechte Dritter bleiben bestehen
» Vor Rechtskraft wirkt die Anordnung als Veräußerungsverbot 

(§ 136 BGB)
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Erweiterter Verfall

§ 73d
Eingefügt durch OrgKG 1992
Antwort auf Probleme des Nachweises, dass bestimmte 
Vermögensvorteile aus bestimmten Straftaten resultieren (Kausalität)
Voraussetzungen:

– Rechtswidrige Tat
– Ein Strafgesetz verweist auf § 73d (regelmäßig Tatbestände, für die OK- 

Qualität angenommen wird ["bandenmäßig", "gewerbsmäßig"], Geldwäsche 
sowie §§ 129/129a/129b

– wenn die Umstände die Annahme rechtfertigen, dass diese Gegenstände für 
rechtswidrige Taten oder aus ihnen erlangt worden sind

» Kein unmittelbarer Konnex zur abgeurteilten Tat erforderlich
» BGHSt 40, S. 371 ff: restriktive, verfassungskonforme Auslegung 

verlangt erschöpfende Beweiserhebung und -würdigung sowie hieraus 
uneingeschränkte Überzeugung, dass Gegenstände aus 
rechtswidrigen Taten erlangt worden sind

» Keine Feststellungen über konkrete Herkunftstaten erforderlich
» Anforderungen an Herkunftsnachweis "dürfen nicht überspannt 

werden".
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(Erweiterter) Verfall und Grundgesetz

• Umfassende verfassungsrechtliche Prüfung des § 73d und der 
in diesem Rahmen ebenfalls relevanten sonstigen Grundsätze 
des durch das OrgKG 192 wesentlich reformierten 
Gewinnabschöpfungsrechts durch das BVerfG:

– Keine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung infolge des 
beschränkten Anwendungsbereichs des erweiterten Verfalls 
auf schwere Kriminalität

– Kein Verstoß gegen die Unschuldsvermutung
– Kein Verstoß gegen die Eigentumsgarantie: dem Verfall 

unterliegende Vermögensgegenstände unterfallen per se 
schon nicht dem Schutzbereich des Art. 14 GG

– Kein Verstoß gegen das Schuldprinzip, auch nicht wegen des 
Bruttoprinzips 

– BVerfGE 110, S. 1 ff.
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Einziehung

• § 74

• Voraussetzung: vorsätzliche Straftat

• Gegenstände, die der Einziehung unterliegen
– Verwendung zur Vorbereitung oder Begehung der Tat 
– Gegenstände, die durch die Tat hervorgebracht wurden 
– 'Beziehungsgegenstände' nur in gesetzlich besonders geregelten 

Fällen, z.B. bei § 261 

• Wenn diese Gegenstände
– Dem Täter oder Teilnehmer gehören (Strafcharakter, schuldhafte 

Begehung der Tat erforderlich)
– Ihrer Art und den Umständen nach die Allgemeinheit gefährden 

(Sicherungsmaßnahme: vgl. § 74 Abs. 3, auch bei schuldlos 
handelndem Täter)

– Die Gefahr der Verwendung für weitere Straftaten mit sich 
bringen (Sicherungsmaßnahme)
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Einziehung

• Anwendung steht – im Gegensatz zum Verfall – im Ermessen 
des Gerichts

• Wertersatzeinziehung gem. § 74c

– Voraussetzung: Täter/Teilnehmer ist zur Zeit der Tat Eigentümer 
oder Rechteinhaber 

• Schätzungsregelung, § 74c Abs. 3

• Einziehung von Schriften gem. § 74 d

• Haftungserweiterung bei juristischen Personen gem. § 75
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Erweiterte Einziehung

• § 74 a: Einziehung von Gegenständen Dritter (Erweiterung nur 
der 'pönalen' Variante des § 74 Abs. 2 Nr. 1, nicht hinsichtlich 
Nr. 2)

– Verweis in Straftatbeständen
– 'quasi-schuldhaftes' Verhalten des Eigentümers (oder 

Rechteinhabers)
» Leichtfertiger Beitrag zur Verwendung der Sache in der 

Tat
» Erwerb von Gegenständen in verwerflicher Weise

– Strafähnliche Maßnahme

• Verhältnismäßigkeitsgebot § 74 b
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Systematik der §§
 

73 ff.

§ 73a

§ 74

§ 73 II 1

§ 73 II 2

§ 74c

§ 73

§§ 73b etc.

§ 73d
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Wichtige prozessuale Regelungen

• § 111b StPO:
– Abs. 1: Beschlagnahme von Sachen zur Sicherung des 

Verfalls oder der Einziehung 
– Abs. 2: Dinglicher Arrest zur Sicherung des Wertersatzes
– Abs. 5: vorläufige Sicherung zugunsten des Verletzten 

(Rückgewinnungshilfe)

• Verdachtsschwelle:
– Zunächst "Gründe für die Annahme"  einfacher Tatverdacht
– Nach 6 Monaten  dringender Tatverdacht

• §§ 76 StGB, 441 StPO: nachträgliche Anordnung

• §§ 76a StGB, 440 f. StPO: selbständiges Verfahren

• §§ 431 ff. StPO: Einziehungsbeteiligung
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Wichtige prozessuale Regelungen

• Finanzermittlungen als zusätzliche Komponente im  Rahmen 
der polizeiliche Ermittlungen durch spezielle Ermittlungs- 
gruppen

» Seit Mitte/Ende der 1990er Jahre in allen Bundesländern
» Möglichst umfassende Aufklärung der 

Vermögensverhältnisse von Verdächtigen, insbes. im 
Hinblick auf § 73a

» Möglichst zeitnahe Veranlassung der vorläufigen 
Sicherungsmaßnahmen  

• Verstärkte Kooperation zwischen Strafverfolgung und 
Steuerbehörden

» Insbes. in Fällen des Geldwäscheverdachts gem. § 10 
Abs. 2 GwG
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Praktische Relevanz

• Statistische Häufigkeit recht gering:

• Zwei Gründe:
– In der Praxis häufig 'vereinfachtes Verfahren': Verzicht
– Verfallssperre des § 73 Abs. 1 S. 2
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Rückgewinnungshilfe

• Hintergrund: 
– Verfallssperre durch § 73 Abs. 1 S. 2: Vorrang von 

Ansprüchen des Verletzten
– Weite Auslegung durch Rspr.: Möglichkeit von 

Opferansprüchen ausreichend; nicht erforderlich, dass Opfer 
einen Anspruch auch geltend machen

– Sperre gilt auch bei unbekannten Opfern

• Praxis der Rückgewinnungshilfe:
– Sicherung der Vermögenswerte gem. § 111b Abs. 5 

zugunsten des/der Verletzten
– Weiterleitung aller relevanten Informationen an das/die 

Verletzten, damit diese ihre zivilrechtlichen Ansprüche 
geltend machen und die Zwangsvollstreckung einleiten 
können
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Rückgewinnungshilfe

• Änderungen durch G. zur Stärkung der  Rückgewinnungshilfe 
und der Vermögensabschöpfung bei Straftätern v. 24.10.2006:

– Verlängerung der vorläufigen Sicherungsmaßnahmen 
zugunsten des Verletzten durch Beschluss bis zu einer 
Höchstdauer von drei Jahren nach Rechtskraft des Urteils, 
§ 111i Abs. 3 StPO

– Auffangrechtserwerb des Staates, sofern Verletzte ihre 
Rechte nicht binnen drei Jahren geltend machen oder 
unbekannt beleiben, § 111i Abs. 5

– Ausgleichsanspruch des Verurteilten, sofern er vom 
Verletzten noch nach 3 Jahren vom Verletzten in Anspruch 
genommen wird, § 111i Abs. 7

• Ziel: zu verhindern, dass Taterlöse aufgrund von § 73 Abs. 1 S. 2 
StGB ggf. an den Täter zurückgegeben werden müssen  
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Praxis der Rückgewinnungshilfe 
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Beispiel NRW: Zeitliche Entwicklung der vorläufig 
sichergestellten Beträge
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Beispiel: Lagebild OK des Bundskriminalamts



5.
 Strafzumessung
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Grundsätze der Strafzumessung

Grundnorm: § 46

(1) Die Schuld des Täters ist Grundlage für die Zumessung der Strafe. Die 
Wirkungen, die von der Strafe für das künftige Leben des Täters in der 
Gesellschaft zu erwarten sind, sind zu berücksichtigen.

(2) Bei der Zumessung wägt das Gericht die Umstände, die für und gegen 
den Täter sprechen, gegeneinander ab. Dabei kommen namentlich in 
Betracht:

– die Beweggründe und die Ziele des Täters,
– die Gesinnung, die aus der Tat spricht, und der bei der Tat aufgewendete Wille, 
– das Maß der Pflichtwidrigkeit, 
– die Art der Ausführung und die verschuldeten Auswirkungen der Tat, 
– das Vorleben des Täters, seine persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 

sowie
– sein Verhalten nach der Tat, besonders sein Bemühen, den Schaden wieder gut 

zu machen sowie das Bemühen des Täters, einen Ausgleich mit dem Verletzten 
zu erreichen.

(3) Umstände, die schon Merkmal des gesetzlichen Tatbestandes sind, 
dürfen nicht berücksichtigt werden. 
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Schuld und Prävention in §
 

46 Abs. 1

• Grundlage: Schuld steht im Zentrum (Strafzumessungsschuld)


 
Mit dem Grundsatz "keine Strafe ohne Schuld" wird festgelegt, dass 
auch Art und Maß der Strafe durch Schuld begründet sein müssen 

• Spezialprävention: Strafwirkungen, die für Täter zu erwarten sind, 
müssen berücksichtigt werden 

• Generalprävention (positiv) bereits im Strafrahmen enthalten

• Generalprävention (negativ): nicht erwähnt, kann aber nach 
weitgehend übereinstimmender Meinung insbes. der Rspr. 
Berücksichtigung finden (BGH, StV 1982, S. 166; BGH, NStZ 1982, 
S. 463)

• Sicherungszwecke (Schutz der Allgemeinheit vor gefährlichen 
Straftätern) dürfen aber nicht verfolgt werden, da hierfür § 66 eine 
abschließende Regelung enthält (BGH, NStZ 2001, S. 595)

• Keine Regelung zum Verhältnis der Strafzwecke zueinander


 
Problem der "Antinomie" der Strafzwecke
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Art und Höhe der Strafe

• § 46 enthält Regeln zur Strafzumessung im engeren Sinne
– Bestimmung der Höhe der Strafe

• Strafzumessung im weiteren Sinne
– §§ 47, 56, 59, 60
– Entscheidung über die Art der Strafe (§ 47) 
– Strafmodifikationen (§§ 56, 59) 
– Strafverzicht (§ 60) 
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Vereinigungstheorien der Strafe

• Strafe muss präventiv – durch Rechtsgüterschutz bzw. den 
Schutz elementarer Werte des Gemeinschaftslebens – gefordert 
sein (BVerfGE 45, S. 187 ff., 253 f.; BGHSt 24, S. 42) 

• Schuldbegriff und das Schuldprinzip entfalten ihre Wirkung im 
Wesentlichen in der Zumessung der Strafe 

• Die Schuld entfaltet dabei zum einen als Zurechnungskategorie 
Wirkung 

• Zum anderen bestimmt sie als Strafzumessungsschuld die 
Höhe der Strafe 

Schuld hat Begründungs- und Limitierungsfunktion 
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Vereinigungstheorien der Strafe

• Modelle der Vereinigung verschiedener Strafzwecke 
– Das Limitierungsprinzip der Schuld lässt eine Abweichung 

von der schuldbestimmten Strafe weder nach unten noch 
nach oben zu (h.M., vgl. BGHSt 34, S. 345 ff.) 

– Der Schuldgrundsatz erlaubt keine Abweichung über das 
Verschuldete hinaus und lässt darüber hinaus die 
Ausschöpfung einer der Schuld entsprechenden Strafe nur 
soweit zu, wie dies durch präventive Erwägungen 
gefordert wird; Abweichungen unterhalb des Schuldmaßes 
werden dagegen für zulässig erachtet (z.B. Roxin; weitere 
Nachw. bei Meier, B.-D., Strafrechtliche Sanktionen, 
S.148 ff.) 



Michael Kilchling: Vorlesung Sanktionenrecht SS 2007 Seite 27

Praxis der Strafzumessung

• Im unteren Schwerebereich der Kriminalität erfolgt eine 
schematische ('taxenorientierte') Strafzumessung 

• In hohem Maße durch die Staatsanwaltschaft determiniert 
(Strafbefehlsverfahren)

– Strafmaßempfehlungen führen hier zu weitgehender 
Vereinheitlichung

– Lokale, regionale, länderspezifische 'Tarife' 

• Die Strafen liegen im unteren Drittel des gesetzlich eröffneten 
Strafrahmens 

• Die Nutzung des Strafrahmens konzentriert sich auf wenige 
Strafmaße innerhalb des Strafrahmens: Betonung 'glatter' 
Zahlen  

• Tatschwerekriterien und die einschlägige Vorstrafenbelastung 
sind besonders bedeutsame Strafzumessungsfaktoren
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Praxis der Strafzumessung

• In der Praxis somit erhebliche Reduzierung möglicher 
Variation der Strafe

• Individualisierung der Strafe oft nicht erkennbar

• Die Strafzumessungspraxis ist darüber hinaus durch den 
Gesichtspunkt der Diskretion gekennzeichnet, insbes. in 
folgenden Bereichen:

– Einstellung unter Auflagen
– Strafbefehl
– Absprachen
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Entscheidungsabläufe in der Strafzumessung

1. Feststellung einer schuldhaft begangenen Straftat

2. Festlegung des Strafrahmens

3. Einordnung der Tat in den Strafrahmen: Festlegung der 
Strafhöhe ("verwirkte Strafe")

4. Entscheidung über die Art der Strafe (§ 47), 
Modifikation (§§ 56,59) oder Strafverzicht (§ 60) 



Michael Kilchling: Vorlesung Sanktionenrecht SS 2007 Seite 30

Strafrahmen

• Erster Anknüpfungspunkt: der abstrakte gesetzliche 
Strafrahmen 

• Gesetzgeberische 'Vorwertung' bzgl. der Schwere der einzelnen 
Straftatbestände (Klassifizierung)

• Sie determiniert zugleich den verfassungsrechtlich relevanten 
Entscheidungsspielraum des Richters i.S.v. Art. 97 Abs. 1 GG; 
der Richter ist an diese Wertung gebunden (BGHSt 24, S. 173 ff., 
178) 

• Die Weite der Strafrahmen soll sodann die Individualisierung 
der Strafe eröffnen

• Methodisch gesehen enthält der Strafrahmen eine generalisierte 
'tatbestandliche Verhaltensqualifizierung' und legt zugleich die 
Eckpunkte fest, innerhalb derer die zu verhängende Strafe 
gefunden werden muss
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Strafrahmen

• Ggf. Strafrahmenänderungen
– § 49: gesetzliche Milderungsgründe

» obligatorisch, Abs. 1
» fakultativ, Abs. 1 oder 2 

– Minder schwere/besonders schwere Fälle 
» benannte/unbenannte
» Bestimmtheitsgebot des Art. 103 Abs. 2 GG, z.B. 

§§ 212, 213 (vgl. hierzu auch BVerfGE 45, S. 363 ff.; 
BVerfG, JR 1979, S. 28)

– Die Veränderung des Strafrahmens beruht auf einer 
Gesamtschau aller strafzumessungserheblichen Umstände 
des Einzelfalls (BGHSt 23, S. 257; BGH, NStZ 1983, S. 407)

– Problem: im Einzelfall beide Wege möglich, mit 
unterschiedlichen Ergebnissen:

» Beispiel: Totschlag bei verminderter Schuldfähigkeit: 
§§ 21, 49 Abs. 1 Nr. 2 & 3: 2J bis 11J3M 
§ 213: 1J bis 10J

– § 50: Doppelverwertungsverbot! 
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Spielraumtheorie der Strafzumessung

• Orientierung an der Schuld eröffnet einen Spielraum 
schuldangemessener Strafen 

• Spielraum reicht von der "schon schuldangemessenen" Strafe 
(Minimum) bis zu der "noch schuldangemessenen" Strafe 
(Maximum) 

• Zwischenschritt auf dem Weg zum endgültigen Strafmaß

• Der Spielraum wird durch präventive Erwägungen 
konkretisiert 

• Die Spielraumtheorie hat sich in der Rechtsprechung und in 
der Lehre weitgehend durchgesetzt (BGHSt 7, S. 32; 20, S. 267; 
24, S. 133) 
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Spielraumtheorie der Strafzumessung

• Der Spielraum wird als Folge methodischer und theoretischer 
Probleme verstanden 

• Methodisch wird die Schuld als ein fester Gegenstand der 
Erkenntnis unterstellt, jedoch die Unzulänglichkeit 
menschlichen Erkenntnisvermögens als Grenze letzter 
Eindeutigkeit hervorgehoben 

• In theoretischer Hinsicht wird in Analogie zur Entwicklung in 
den Naturwissenschaften die Unschärfe des Gegenstands der 
Erkenntnis betont und von daher theoretische Eindeutigkeit 
verneint

• Konsequenz: schuldangemessene Strafe kann keine 
punktförmige Größe sein

• Kritik: 
– Prävention ist nicht nötig oder präventive Bedürfnisse lassen sich 

nicht in Straf-Zeit beziffern?
– Wie werden noch/schon schuldangemessene Strafen bestimmt?
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Andere Strafzumessungstheorien

• Punktstrafentheorie

• Theorie des sozialen Gestaltungsakts

• Stufentheorie 

• Tatproportionalitätstheorie
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Tatproportionalitätstheorie 

• Schuld ist reduziert auf eine strafbegrenzende Funktion  

• Leitgedanke ist die positive Generalprävention

• Zentraler Maßstab ist die Tat und die durch sie quantifizierte 
Unwertigkeit (insbes. das objektive Ausmaß der 
Rechtsgutsverletzung sowie die objektive und subjektive 
Angriffsintensität) 

• Individualisierung der Strafe durch Einbeziehung von 
persönlichen und sozialen Merkmalen des Straftäters einschl. 
seines Nachtatverhaltens wird stark eingeschränkt

• Am konsequentesten umgesetzt in den sentencing guidelines 
der USA
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Strafzumessungstatsachen

• § 46 Abs. 2

• Bei der Zumessung wägt das Gericht die Umstände, die für und 
gegen den Täter sprechen, gegeneinander ab. Dabei kommen 
namentlich in Betracht:

– die Beweggründe und die Ziele des Täters,
– die Gesinnung, die aus der Tat spricht, und der bei der Tat aufgewendete 

Wille, 
– das Maß der Pflichtwidrigkeit, 
– die Art der Ausführung und die verschuldeten Auswirkungen der Tat, 
– das Vorleben des Täters, seine persönlichen und wirtschaftlichen 

Verhältnisse sowie
– sein Verhalten nach der Tat, besonders sein Bemühen, den Schaden wieder 

gut zu machen sowie das Bemühen des Täters, einen Ausgleich mit dem 
Verletzten zu erreichen.

• Umstände beispielhaft benannt. Weitere, unbenannte Umstände 
können sein: 

– lange Verfahrensdauer, Verleitung durch V-Mann, für den Täter nachteilige 
Folgen der Tat, etc.
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• Die Strafzumessungsumstände sind in aller Regel ambivalent 
und können sowohl strafschärfende als auch strafmildernde 
Wirkung entfalten 

• Sie erstrecken sich auf das Maß des Unrechts der konkreten 
Tat wie auf die Schuld des Täters 

• Teilweise lassen sie sich auch als Indikatoren für das 
Rückfallrisiko und damit für den Bedarf an Prävention 
einsetzen 

• Werden Strafzumessungstatsachen für die Beurteilung des 
Schuldmaßes herangezogen, so ist für ihr Vorliegen die Tatzeit 
bedeutsam 

• Werden sie zur Bestimmung der Prävention verwendet, dann 
ist der Zeitpunkt des Urteiles entscheidend 

• Doppelverwertungsverbot gem. § 46 Abs. 3!

Strafzumessungstatsachen
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Täter-Opfer-Ausgleich, Schadenswiedergutmachung 

• § 46a: vertypter Strafmilderungsgrund

• Zwei Konstellationen:
– Bemühen um Täter-Opfer-Ausgleich und vollständige oder 

überwiegende Wiedergutmachung der Tat bzw. ernsthaftes 
Erstreben (Nr. 1)

– Vollständige oder überwiegende Wiedergutmachung des 
Schadens [ohne 'förmlichen' TOA] und erhebliche persönliche 
Leistung/Verzicht (Nr. 2) 

• Das tatsächliche Bemühen des Täters um einen Ausgleich mit 
dem Opfer und die Wiedergutmachung des Schadens oder das 
ernsthafte Bemühen um eine solche Wiedergutmachung führen 
zu einer im pflichtgemäßen Ermessen des Gerichts stehenden 
Anwendung einer Strafrahmenmilderung nach § 49 Abs. 1 oder 
zum Absehen von Strafe insgesamt
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Täter-Opfer-Ausgleich, Schadenswiedergutmachung 

• Nach § 155 a StPO prüfen Staatsanwaltschaft und Gericht in 
jedem Stadium des Verfahrens, ob sich eine Straftat bzw. ein 
Verfahren für den Ausgleich eignet, § 155a S. 2 StPO sieht vor, 
dass in geeigneten Fällen durch Staatsanwaltschaft und Gericht 
auf einen Ausgleich hingewirkt wird

• Wiedergutmachung ist weit zu fassen; sie geht über die 
zivilrechtlichen (und das heißt grundsätzlich den Erfolg der Tat 
kompensierenden) Ansprüche hinaus (BGH NJW 2001, 2557; 
BGH NStZ 2003, 30)

• Ausgeschlossen sind opferlose Delikte (Straßenverkehrsdelikte, 
Umwelt- und Betäubungsmittelstraftaten); symbolische 
Wiedergutmachungsleistungen werden im Rahmen allgemeiner 
Strafzumessung angerechnet 

• Der vollständigen oder überwiegenden Kompensation des Opfers 
ist das ernsthafte Bemühen des Täters um eine solche 
Kompensation gleichgestellt
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Täter-Opfer-Ausgleich, Schadenswiedergutmachung 

• Bemühen des Täters um einen Ausgleich mit dem Verletzten 
(Täter-Opfer-Ausgleich)

– der (Täter-Opfer) Ausgleich des Nr. 1 kommt nicht mit dem 
bloßen Akt der Kompensation oder Wiedergutmachung zur 
Deckung 

– Verlangt wird ein „kommunikativer Prozess“, in den das Opfer 
eingebunden wird (BGH NStZ 2003, 30; BGH NStZ 2003, 365) 

• Gesetz unterscheidet zwei verschiedene Ausgleichskategorien

• Diese interpretiert der BGH in st. Rspr. als Schadenskategorien:
– Nr. 1 sei für den Ausgleich immaterieller Schäden  

anzuwenden
– Nr. 2 beziehe sich auf den Ausgleich materieller Schäden
– Vgl. ausführl. Kilchling, NStZ 1996, S. 309 ff.; Schöch, in: 50 

Jahre Bundsgerichtshof (2000), S. 309 ff.
– Siehe auch BVerfG, NJW 2003, S. 740
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Die Einordnung der Tat in den Strafrahmen

• Strafrahmen bilden eine kontinuierliche Schwereskala ab

• Der Begriff des Regelfalls erfasst die typische, häufig 
vorkommende, alltägliche Deliktsbegehung (BGHSt 27, S. 2 ff.)

– Normativer 'Normalfall'
– (Gegensatz: empirischer Normalfall)

• Komparative Betrachtung

• Einordnung des Regelfalls am unteren Ende des Strafrahmens

• Eingeschränkte Revisibilität
– Doppelverwertungsverstoß
– Widerspruch
– Fehlerhafte Bewertung einer Strafzumessungstatsache
– Abweichung vom Üblichen
– Unvertretbarkeit des Strafmaßes

• Begründungspflicht (reduziert bei sofortigem Eintritt der 
Rechtskraft nach Rechtsmittelverzicht)  
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Strafzumessung bei mehreren Straftaten

• Idealkonkurrenz
– § 52 Abs. 1: eine Strafe
– Abs. 2: Strafe ist aus dem Gesetz zu entnehmen, das die 

schwerste Strafe vorsieht

• Realkonkurrenz 
– § 53: bei Tatmehrheit Gesamtstrafe
– § 54: Gesamtstrafenbildung

– Gesamtwürdigung der Person des Täters und der einzelnen 
Straftaten (§ 54 Abs. 1 S. 3)

– Ist eine Strafe lebenslang, dann ist die Gesamtstrafe lebenslänglich
– Sind mehrere Strafarten verwirkt: Erhöhung der schwersten Strafart
– Bei mehreren gleichen Strafen: Erhöhung der höchsten verwirkten 

Strafe
 Strafe muss unterhalb der Summe der Einzelstrafen liegen
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– § 55: Nachträgliche Gesamtstrafenbildung
– Voraussetzungen:

» Frühere Verurteilung, die weder vollstreckt, verjährt oder erlassen 
wurde

» Vor dem früheren Urteil begangene Tat
– Regelung gilt auch, wenn es bereits in der früheren Verurteilung 

zu einer Gesamtstrafenbildung gekommen war (erneute 
Gesamtstrafe)

– Neue Gesamtstrafe braucht nicht höher zu sein als die frühere, 
darf die frühere aber jedenfalls nicht um mehr als die Summe der 
neu einzubeziehenden Einzelstrafe überschreiten 

– Str., ob hinsichtlich des früheren Teils ein generelles 
Verschlechterungsverbot gilt

– Härteausgleich bei formaler Unanwendbarkeit des § 55
» Insbes. bei schon verbüßter Strafe
» Ausgleich ist selbst dann vorzunehmen, wenn hierfür die 

gesetzliche  Mindeststrafe unterschritten werden muss 
(BGHSt 31, S. 104 ff.)

Strafzumessung bei mehreren Straftaten
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Eingriffe in die Strafzumessung

• Amnestie (durch Gesetzgeber)

• Begnadigung (durch Staatsoberhaupt) 



Michael Kilchling: Vorlesung Sanktionenrecht SS 2007 Seite 45

Ende der Vorlesung 

Vielen Dank für Ihre aktive Beteiligung 

Schöne Semesterferien ;-) 

Auf Wiedersehen
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